
  Fragestunde am 30.03.2006 

 

 

Abgeordneter Thomas   M ü t z e   (Bündnis 90/Die Grünen) fragt: 

 

Ich frage die Staatsregierung: In wie vielen Kommunen Bayerns die Zweitwohnungssteuer in-

zwischen eingeführt wurde, welche Unterschiede in der Ausgestaltung es gibt und wie diese 

begründet werden? 

 

 

Staatssekretär Georg   S c h m i d   antwortet: 

 

Die bayerischen Kommunen haben seit dem 1. August 2004 die Möglichkeit, auf der Grund-

lage von Art. 3 Abs. 1 Kommunalabgabengesetz (KAG) eine Zweitwohnungssteuer einzufüh-

ren. Das ursprüngliche Verbot, auf das Innehaben einer Wohnung eine kommunale Auf-

wandsteuer zu erheben, ist in Art. 3 Abs. 3 KAG gestrichen worden. Ob eine Gemeinde von 

der Möglichkeit zur Erhebung einer Zweitwohnungssteuer Gebrauch macht, liegt in ihrem 

pflichtgemäßen Ermessen. Sie muss dabei die widerstreitenden Interessen einer sachgerechten 

Einnahmengewinnung auf ihrer Seite und das Interesse der betroffenen Zweitwohnungsinha-

ber gegeneinander sachgerecht abwägen.  

 

Da die Einführung der Zweitwohnungssteuer durch eine Gemeinde nicht der Genehmigungs- 

oder Anzeigepflicht unterliegt, hat das Staatsministerium des Innern keinen vollständigen Ü-

berblick, welche Gemeinden eine Zweitwohnungssteuer eingeführt haben und welche nicht. 

Es wird jedoch in Übereinstimmung mit dem Bayerischen Gemeindetag geschätzt, dass in-

zwischen ca. 130 – 150 Gemeinden von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht haben.  

 

Der Gesetzgeber hat bis auf die Streichung des Verbots zur Erhebung einer Zweitwohnungs-

steuer in Art. 3 Abs. 3 KAG auf weitere gesetzliche Vorgaben verzichtet. Mit Blick auf das 

verfassungsrechtlich garantierte Selbstverwaltungsrecht und die unterschiedlichen Gegeben-

heiten vor Ort hat die Staatsregierung auch keine Mustersatzung für die Gemeinden vorgege-

ben. Die Praxis stützt sich auf mehrere von verschiedener Seite erarbeitete Muster, die den 

Gemeinden einen nicht unerheblichen Gestaltungsspielraum lassen. Aus diesen Gründen ist es 
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nicht möglich, einen Überblick über die verschiedenen Ausgestaltungen der Gemeindesatzun-

gen zu geben. 

 

 

Es gilt das gesprochene Wort. 


